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Legal
1. Nationale Ebene
Die deutschen Behörden und Gesetzgeber
versuchen, die Auswirkungen der enormen
Preissteigerungen und -schwankungen auf
den Energie- und Rohstoffmärkten durch
Maßnahmen abzumildern, welche den
Unternehmen helfen sollen, ihren Betrieb
aufrechtzuerhalten. Unternehmen sollten
daher alle relevanten gesetzgeberischen
und sonstigen Entwicklungen sorgfältig
verfolgen und alle sich hieraus ergebenden
Umstände in ihre Planung, Strategie und
Umsetzung einbeziehen.

2. Europäische und internationale
Ebene
Unternehmen sollten bestehende Verträge
auf Preisanpassungsklauseln und außeror-
dentliche Kündigungsklauseln überprüfen
(z.B. als rechtliche Grundlage für eine
eventuelle Adjustierung von konzerninter-
nen Verrechnungen und Zielmargen). Bei
der Ausarbeitung neuer Verträge könnte
zudem die Aufnahme automatischer
Anpassungsklauseln für Krisensituationen
in Betracht gezogen werden, um Flexibilität
und eine schnelle Reaktion auf neue Ereig-
nisse gewährleisten zu können.

3. Einwand höherer Gewalt durch
Lieferanten
IUnter den gegenwärtigen Marktbedin-
gungen und insbesondere angesichts
von Einwendungen höherer Gewalt durch
Lieferanten empfiehlt es sich, dass Unter-
nehmen ihre Lieferverträge und sowie
sonstigen Vertragsverhältnisse hinsicht-
lich des genauen Inhalts entsprechender
Klauseln überprüfen, um eine Vorstellung
von der Risikoverteilung zwischen den Par-
teien zu haben und eine Strategie für das
Management der rechtlichen Aspekte der
Geschäftsbeziehung zu konzipieren und
umzusetzen.

Diese Vorgehensweise kann dazu beitra-
gen, Schadensersatzansprüche durchzu-
setzen und Liquiditätseffekte zu erzielen.

4. Vertragliche Rahmenbedingungen
mit Vorlieferanten
Unternehmen, die auf Zulieferer ange-
wiesen sind, sollten bestehende Verträge
daraufhin analysieren, ob die Lieferbezie-
hungen mit ihren Kunden z.B. Selbstbeliefe-
rungsvorbehalte und/oder andere Klauseln
vorsehen, die die Risiken im Verhältnis zu
ihren Vorlieferanten auf die andere Partei
verlagern, und prüfen, ob diese Klauseln
unter den gegebenen Umständen geltend
gemacht werden können, um auch hier
eine klare Vorstellung von der Risikovertei-
lung zwischen den Parteien zu haben und
erforderliche Maßnahmen umsetzen zu
können.

5. Versicherungsschutz
In der aktuellen Situation sind Unterneh-
men gut beraten zu prüfen, ob und in
welchem Umfang Versicherungspolicen
Schäden, z.B. durch Energiemangel, abde-
cken können. Eine entsprechende Prüfung
sollte sich auf alle relevanten Versiche-
rungspolicen erstrecken, insbesondere auf
Betriebsunterbrechungspolicen, erweiterte
Deckungsmodule, All-Risk-Policen oder
Betriebsschließungs-Policen. In vielen
Szenarien sollten Unternehmen auch
versuchen, ihre Vertragspartner davon
zu überzeugen, selbst entsprechend zu
handeln, um den entstandenen Schaden
im größtmöglichen Umfang abzufedern.
Dies erfordert Analysen im Einzelfall unter
Berücksichtigung der einzelnen Schäden
und Versicherungspolicen, einschließlich
der geltenden Bedingungen sowie zeit-
licher Aspekte. Die Ergebnisse solcher
Analysen sollten dann in die Finanzplanung
und/oder zur Entwicklung, Planung und

Umsetzung einer Strategie für den Umgang 
mit dem Versicherer und/oder dritten Par-
teien eingehen.

6. Risikoverteilung in anderen
vertraglichen Vereinbarungen
Um eine durchdachte und nachhaltige Stra-
tegie zu planen und umzusetzen, sollten
die Parteien die bestehenden vertraglichen
Vereinbarungen überprüfen und sich dabei
auf die in diesen Vereinbarungen und/oder
im Gesetz vorgesehenen Risikoverteilungs-
mechanismen konzentrieren.

Dies kann dazu beitragen, die finanziellen 
Belastungen im Rahmen bestehender Rege-
lungen erheblich zu reduzieren und damit 
die gewünschten Liquiditätseffekte zu 
erzielen. In diesem Zusammenhang sollten 
auch neue Gesetze und/oder behördliche 
Maßnahmen berücksichtigt werden, da –  
je nach Branche, in der ein Unternehmen 
tätig ist – eine Änderung der Risikovertei-
lung per Gesetz erhebliche Auswirkungen 
auf die Liquiditätsplanung haben kann.

7. Personalorganisation und Aufgaben
Die Energiekrise hat erhebliche Auswir-
kungen auf die Organisation der Personal-
ressourcen. Arbeitgeber sehen sich nicht
nur mit einer erhöhten Anzahl von Mitar-
beitern konfrontiert die sich krankmelden
und/oder aus verschiedenen Gründen
nicht an ihrem Arbeitsplatz erscheinen
können, sondern sind nun auch mit der
Schließung oder eingeschränkten Nutz-
barkeit von Büros, abnehmenden oder
zunehmenden Aufgaben etc. aufgund der
Energiekrise konfrontiert, und gleichzeitig
gehalten, sowohl Geschäftskontinuität als
auch Rentabilität sicherzustellen. In der
aktuellen Situation sollten Unternehmen
ihre Anforderungen aus arbeitsrechtlicher
Sicht anhand der verschiedenen Szenarien
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sorgfältig prüfen und die Möglichkeiten 
des deutschen Arbeitsrechts nutzen und 
umsetzen, am besten im gegenseitigen Ein-
vernehmen mit der zuständigen Gewerk-
schaft bzw. dem Betriebsrat und den 
Beschäftigten.

8. Senkung der Personalkosten durch
Beantragung staatlicher Beihilfen, z.B.
Kurzarbeit
Vor dem Hintergrund der bereits auf dem
deutschen Markt spürbaren Folgen der
Energiekrise müssen Arbeitgeber ggf. alle
bestehenden Möglichkeiten zur Minimie-
rung der Personalkosten ausschöpfen. Je
nach Branche, in der der Arbeitgeber tätig
ist, kann die Minimierung der Personal- 
kosten entscheidend sein, um die Liqui-
dität zu sichern und damit noch schwer-
wiegendere Folgen für das Unternehmen
und seine Mitarbeiter zu vermeiden. Ein
sehr relevanter Baustein kann in diesem
Zusammenhang die Kurzarbeit sein. Durch
deren Einführung können Arbeitgeber die
Arbeitszeit und das Entgelt der Beschäftig-
ten reduzieren und sich Teile des Entgelts
und der Sozialversicherungsbeiträge von
öffentlichen Stellen erstatten lassen. Da für
die Einführung von Kurzarbeit eine Rechts-
grundlage erforderlich ist (d.h. eine Verein-
barung mit der zuständigen Gewerkschaft,
dem Betriebsrat oder den Arbeitnehmern),
muss eine solche Rechtsgrundlage so
schnell wie möglich geschaffen werden,
sofern sie nicht bereits besteht. Auf die-
ser Rechtsgrundlage ist der Arbeitgeber
verpflichtet, den Arbeitsausfall bei der
zuständigen Arbeitsagentur zu melden und
Kurzarbeitergeld zu beantragen. Diese
Entschädigung kann in der Regel bis zu
100 Prozent der Personalkosten des Arbeit-
gebers abdecken.

9. Sicherstellung der Bereitschaft nach
der Energiekrise
Mittelfristig sollten Arbeitgeber entspre-
chende Vorkehrungen für die Zeit nach der
Energiekrise treffen sowie mögliche Res-
trukturierungsmaßnahmen durchspielen
und kalkulieren (z.B. Beantragung staat-
licher Fördermittel für die Qualifizierung
des Personals, Personalabbau und dessen
Verbindung mit Kurzarbeit, Verlagerung
von Aufgaben oder Personal etc.), um die
Leistungsbereitschaft für die Zeit direkt
nach der Energiekrise zu gewährleisten.

10. Pflicht zur Stellung eines Insolven-
zantrags
Nach deutschem Recht besteht für
Geschäftsführer oder Vorstände deutscher
Kapitalgesellschaften eine generelle Pflicht
zur Beantragung eines Insolvenzverfah-
rens, wenn bestimmte gesetzlich vorgese-
hene Voraussetzungen (Überschuldung
und Zahlungsunfähigkeit) erfüllt sind.
Als Reaktion auf die enormen Preisstei-
gerungen und -schwankungen auf den
Energie- und Rohstoffmärkten hat sich der
Gesetzgeber zu vorübergehenden Anpas-
sungen im Sanierungs- und Insolvenzrecht
entschlossen.

Damit werden sowohl der Prognosezeitraum 
für die Überschuldungsprüfung als auch 
die Planungszeiträume für Insolvenz- und 
Sanierungspläne auf vier Monate verkürzt, 
derzeit begrenzt bis zum 31. Dezember 
2023. Zudem wurde die Frist für Insolven-
zanträge wegen Überschuldung auf acht 
Wochen erhöht. Unter den gegenwärtigen 
Umständen ist es von größter Bedeutung, 
die laufenden Entwicklungen in der Gesetz-
gebung kontinuierlich zu beobachten, um 
nicht.konformes Verhalten und/oder damit 

verbundene Konsequenzen wie z.B. eine 
persönliche Haftung der Geschäftsführung 
zu vermeiden.

11. Haftung der Geschäftsführung
In einer Krisensituation bestehen für
Geschäftsführer und Vorstände Haf-
tungsrisiken für Zahlungen, die von der
Gesellschaft geleistet wurden, nachdem
die Gesellschaft insolvent geworden ist.
Geschäftsführer und/oder Vorstandsmit-
glieder sollten daher prüfen, ob für ihr
Unternehmen Insolvenzreife vorliegt, und
sich in diesem Fall professionell beraten
lassen, um sich einen Überblick darüber zu
verschaffen, welche Pflichten sie haben und
wie sie ihrer Sorgfaltspflicht nachkommen
können, ohne ein Risiko der persönlichen
Haftung einzugehen. Abgesehen davon
sollten laufende Entwicklungen in der
Gesetzgebung im Blick behalten werden.

12. Überprüfung der bestehenden
Finanzierungsvereinbarungen
Finanzierungs-/Darlehensverträge sehen
häufig Regelungen für den Fall vor, dass
sich das Marktumfeld ändert, sich die finan-
zielle Situation und/oder die Kreditwürdig-
keit des Darlehensnehmers verschlechtert,
wesentliche Beeinträchtigungen eintreten
usw. Derartige Umstände können dazu
führen, dass ein außerordentliches Kündi-
gungsrecht und vorzeitige Rückzahlungs-
verpflichtungen ausgelöst werden. Darüber
hinaus können bestimmte Entwicklungen
bei einzelnen Konzerngesellschaften Aus-
wirkungen auf den gesamten Kreditvertrag
haben. Auch die Erfüllung von Verpflichtun-
gen aus bestehenden Finanzierungsverein-
barungen kann erhebliche Auswirkungen
auf die Möglichkeiten der Gewährung von
Fördermitteln des Bundes, der Länder und
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der EU haben. In solchen Fällen, in denen 
dies noch nicht geschehen ist, sollten 
Unternehmen auf der Grundlage und vor 
dem Hintergrund ihrer auf die energiekri-
senbedingten Auswirkungen angepassten 
Finanzplanung die bestehenden Finanzie-
rungsverträge mit dem Ziel überprüfen, 
die relevantesten Klauseln zum Schutz 
vor Auswirkungen, die durch die aktuellen 
Ereignisse und Entwicklungen ausgelöst 
werden können, zu ermitteln. Insbeson-
dere sollten Unternehmen prüfen, ob es 
Umstände oder Ereignisse gibt, die eine 
außerordentliche Kündigung rechtfertigen 
könnten, ob Mitteilungspflichten bestehen, 
ob Möglichkeiten bestehen, einen Verstoß 
gegen Financial Covenants zu vermeiden, 
und/oder ob es Klauseln in den Verträgen 
oder gesetzliche Regelungen gibt, die es 
ihnen erlauben würden, Zahlungen auszu-
setzen, ohne dass sie negative Konsequen-
zen zu befürchten haben.

Je nach dem Ergebnis dieser Analysen und 
anderer Überlegungen sollten Kreditneh-
mer dann mit ihren Kreditgebern über das 
weitere Vorgehen sprechen, um eine ein-
vernehmliche Lösung zu finden. In diesem 
Zusammenhang müssen laufende Geset-
zesinitiativen beobachtet werden, da sie 
erhebliche Auswirkungen auf die Finanzen 
haben können, z. B. wenn per Gesetz Mora-
torien verhängt werden.

13. Regelungen für finanzielle Beihilfen
Die Unternehmen sind gut beraten, lau-
fende Entwicklungen und neue Regelungen
durchgängig zu beobachten und dahinge-
hend zu analysieren, ob Fördermittel zur
Verfügung stehen, um die Kontinuität und
Liquidität des Unternehmens zu sichern
und finanzielle Hilfen zu beantragen. Ins-
besondere Unternehmen in Notlagen und
solche, die aufgrund ihrer mittelfristigen
Finanzplanung mit einem Liquiditätseng-
pass oder gar einer Insolvenz rechnen,
sollten jetzt handeln, indem sie sich über
mögliche Finanzhilfen beraten lassen, die
weitere Entwicklung beobachten, mit ihren
Banken die noch zu definierenden weite-
ren Voraussetzungen für eine erfolgreiche
Antragstellung besprechen und die ent-
sprechenden Anträge rechtzeitig stellen.
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